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Auf Grund von Mitteilungen, die idi von den Bundesministern, dem 
Staatssekretär des Bundeskanzleramtes und den Oberstaatsanwälten in 
Bonn und Köln erhalten habe, beantworte ich die Anfrage wie folgt: 

Zu Ziffer 1 

Bei den Gerichten und bei dem Oberstaatsanwalt in Bonn sind Srraf- 
und Ermittlungsverfahren gegen Verwaltungsangehörige der Bundes- 
ministerien anhängig. Es handelt sich um Verfahren gegen Beamte, 
Angestellte und Arbeiter, die sich im Dienst befinden oder inzwischen 
aus dem Dienst bei den obersten Bundesbehörden ausgeschieden sind. 
(Sie werden in folgendem kurz Verwaltungsangehörige genannt.) 
Aus verfahrensrechtlichen Gründen sehe ich mich grundsätzlich nicht 
in der Lage, nähere Angaben zur Person der Verwaltungsangehörigen 
zu machen, gegen die bisher keine öffentliche Hauptverhandlung 
stattgefunden hat. 

Über den Gegenstand der Verfahren teile ich folgendes mit: 

a) Insgesamt 14 Verwaltungsangehörige werden hauptsächlich der 
schweren Bestechlichkeit oder des Diebstahls oder der Urkunden- 
beseitigung bezichtigt. Sie sollen in den Jahren bis 1951 Journa- 
listen Material aus amtlichen Schriftstücken und Gesetzentwürfen 
vertraulichen oder geheimen Inhalts sowie Informationen über 
interne, vertrauliche oder geheime Vorgänge aus den Bundes- 
ministerien gegen Zuwendung von Geldbeträgen oder anderen 
Vorteilen überlassen haben. Gegen 13 Verwaltungsangehörige ist 
das Hauptverfahren eröffnet worden. Gegen eine dieser Personen 
und gegen einen weiteren Verwaltungsangehörigen schwebt noch 
ein staatsanwaltschaftliches Ermittlungsverfahren. Die Akten be- 
finden sich auf Vorlagebeschluß der Großen Strafkammer des 
Landgerichts in Bonn bei dem Bundesverfassungsgericht in Karls- 


Dnicfc: Budidnickerei R. Madel. Bohti, Bonner Talweg 106 
ÄUelnvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg, Rheinallee 20. 
Telefon; 3531 



ruhe zur Entsdieidung darüber, ob § 8 des Straffreiheitsgesetzes 
1954, auf Grund dessen die Verfahren möglicherweise eingestellt 
sind, verfassungswidrig ist. 

b) 3 Verwaltungsangehörige werden der Untreue oder des Devisen- 
vergehens oder der Teilnahme an diesen Straftaten beschuldigt. Es 
handelt sich im wesentlichen um Vorwürfe, die im Zusammenhang 
mit der Verfügung über Repräsentations- und Gutachterfonds und 
mit der devisenrechtlichen Genehmigung bei der Bezahlung eines 
Gutachtens stehen. 

Gegen 2 weitere Verwaltungsangehörige richtet sich außerdem der 
Vorwurf der schweren Bestechlichkeit oder des Betruges oder der 
Urkundenfälschung oder der Beamtennötigung oder der Teil- 
nahme an diesen Straftaten. Die Beschuldigungen beziehen sich auf 
die Inanspruchnahme von Reise- und Umzugskosten sowie auf 
Anstellungsbetrug. 

Als Tatzeit kommen die Jahre bis 1951 in Betracht. Ob es zur 
Einreichung einer Anklageschrift kommt, läßt sich nicht über- 
sehen. 

c) Gegen 4 Verwaltungsangehörige richtet sich der Verdacht der 
schweren Bestechlichkeit und teilweise der Untreue. Die Vorwürfe 
stehen im Zusammenhang mit der Lieferung von Büromaterialien 
durch eine auswärtige Firma. Anklage ist cxier wird in Kürze 
erhoben. 

d) 4 Verwaltungsangehörige werden der Beleidigung, der üblen 
Nachrede und der falschen Anschuldigung bezichtigt. Die Vor- 
würfe sollen im Zusammenhang mit Mitteilungen stehen, die 
angeblich ein ausländischer Staatsangehöriger über strafbare Aus- 
landstaten des Angehörigen eines Bundesministeriums gemacht hat. 
Das Verfahren wird voraussichtlich in Kürze abgeschlossen wer- 
den. 

e) 2 Verwaltungsangehörigen wird falsche Anschuldigung zur Last 
gelegt. Die Anzeige ist von einem früheren Verwaltungsangehöri- 
gen erstattet worden, der wegen mangelnder Eignung entlassen 
worden war. In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, das 
der Anzeigende im ersten Rechtszuge verloren hat, war die Äuße- 
rung eines Verwaltungsangehörigen verwertet worden; ein anderer 
Verwaltungsangehöriger war als Zeuge vernommen worden. 
Durch die Äußerung und die Zeugenaussage sollen die strafbaren 
Handlungen begangen worden sein. Die Anzeige ist erst vor 
kurzem erstattet worden. 

f) 1 Verwaltungsangehöriger wird der schweren Amtsunterschlagung 
mit einem eingetretenen Schaden von 7 500, — DM, ferner des 
Betruges mit einem eingetretenen Schaden von 1 450, — DM und 
schließlich der Urkundenfälschung und eines weiteren Betruges 
mit einem eingetretenen Sdiaden von 4 000, — DM beschuldigt. 
Ein weiterer Angehöriger derselben Dienststelle soll sich der 
Untreue und der Begünstigung durch Vernachlässigung der Dienst- 



aufsidit und durch Unterlassung von Sicherungsmaßnahmen trotz 
Kenntnis der strajfbaren Handlungen schuldig gemacht haben. 
Das Haupt verfahren ist eröffnet worden. 

g) 1 Verwaltungsangehöriger soll sich bis zum Jahre 1953 im Aus- 
lande des Kreditbetruges schuldig gemacht und ausländische 
Staatsangehörige um Beträge im Werte von etwa 13 875, — DM 
geschädigt haben. Außerdem soll er im Inlande Kreditbetrug zum 
Nachteil zahlreicher Privatpersonen begangen haben. Anklage ist 
noch nicht erhoben. 

h) 1 Verwaltungsangehöriger soll von 1951 bis 1952 in einer deut- 
schen Vertretung im Ausland ausländische Valuta im Werte von 
etwa 25 740, — DM veruntreut haben. Anklage ist erhoben. 

i) 1 Verwaltungsangehöriger soll sich des Verbrechens und Vergehens 
nach §§ 174 Ziff. 1, 177 StGB schuldig gemacht haben. Die straf- 
baren Handlungen stehen nicht im Zusammenhang mit seiner 
dienstlichen Tätigkeit. Anklage ist erhoben. 

k) 1 Verwaltungsangchöriger wird beschuldigt, während seiner 
Kriegsgefangenschaft in der Sowjetunion Mitgefangene falsch 
beschuldigt und Beihilfe zur Freiheitsberaubung begangen zu 
haben. Das staatsanwältsdiaftliche Ermittlungsverfahren ist noch 
nicht abgeschlossen, 

l) 1 Verwaltungsangehöriger wird der sdiweren Bestechlichkeit und 
der Untreue bezichtigt. Im Rahmen seiner Dienstgeschäfte soll er 
Waren unter ihrem Wert verkauft und sich dabei persönliche 
Vorteile verschafft haben. Die Ermittlungen sind noch nicht 
abgeschlossen. 

m) 1 Verwaltungsangehöriger wird der schweren Bestechlichkeit, des 
Geheimnisbruchs und der Urkundenunterdrückung beschuldigt. Er 
soll für verbotene Auskünfte Geld- und Sachgeschenke sowie 
andere Vorteile angenommen und die Abschrift eines nur für den 
Dienstgebrauch bestimmten Berichts einem Ausländer überlassen 
haben. Anklage ist erhoben. Das Verfahren ist bis zur Entschei- 
dung des Bundesverfassungsgerichts über die Verfassungsmäßig- 
keit des § 8 des Straffreiheitsgesetzes 1954 ausgesetzt worden. 

n) Gegen einen Verwaltungsangehörigen ist — vorläufig nur zur 
Fristwahrung — Strafantrag wegen Beleidigung und übler Nadi- 
rede gestellt worden. Er wird bezichtigt, über ein schwebendes 
Devisenstrafverfahren falsche Angaben gemacht zu haben. Die 
Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen. 

o) Gegen einen Verwaltungsangehörigen ist Anklage wegen Urkun- 
denfälschung, Untreue, Betruges und Unterschlagung erhoben 
worden. Er wird beschuldigt, als Kantinenverwalter Belege einer 
Lieferfirma gefälscht und dadurch nicht erfolgte Warenlieferungen 
vorgetäuscht zu haben, wodurch ein Schaden von 6 750,25 DM 
entstanden sein soll. Außerdem soll er einen Betrag von 63,40 DM 
unterschlagen haben. Anklage ist erhoben. 

p) Gegen 9 Verwaltungsangehörige sind Verfahren wegen Verstoßes 
gegen Vorschriften zur Sicherung des Straßenverkehrs anhängig. 



Gegen folgende Verwaltungsangehörige hat bereits eine öffentliche 
Hauptverhandlung stattgefunden, so daß keine Bedenken bestehen, 
ihre Namen zu nennen: 

q) Staatssekretär Dr. Sonnemann vom ßundesministerium für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten ist durch Urteil des Sdiöffen- 
gerichts in Bonn vom 4. Januar 1954 wegen Beleidigung zu 
1 500, — DM Geldstrafe verurteilt worden, weil er bei einer 
dienstlichen Verhandlung mit anderen Personen einen deutsdien 
Staatsangehörigen als Schädling und Landesverräter bezeichnet 
habe. Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, 

r) Ein früherer Verwaltungsangehöriger des Auswärtigen Amts, der 
jetzige Kaufmann Walter Foerth, ist durch Urteil des Land- 
gerichts in Bonn vom 6. Januar 1955 wegen Vergehens nach 
§ 330 a StGB zu 10 Monaten Gefängnis verurteilt worden. Das 
Gericht hat ihn für schuldig befunden, sidi fahrlässig durch den 
Genuß geistiger Getränke in einen die Zurechnungsfähigkeit aus- 
schließenden Rausch versetzt und in diesem Zustande einen ver- 
suchten Totsdilag dadurch begangen zu haben, daß er seine frühere 
Ehefrau mit einem Messer in die Brust stach. Das Urteil ist noch 
nicht rechtskräftig. 

Der Bundesminister für Wirtschaft behält sich vor, zu dem Straf- 
verfahren gegen die in der Kleinen Anfrage namentlich genannten 
Verwaltungsangehörigen näher Stellung zu nehmen, sobald der Stand 
des Verfahrens dies gestattet. Das Strafverfahren selbst ist in der 
vorstehenden Übersicht mit berücksichtigt worden. 

Bei den Gerichten und bei dem Oberstaatsanwalt in Köln sdiweben 
keine einschlägigen Verfahren. Ob Verwaltungsangehörige an Privat- 
klageverfahren beteiligt sind, ist mir nicht bekannt. 

Zu Ziffer 2 

Zwei Geschäftsleute haben im Jahre 1953 einen damaligen Bundes- 
minister und vier Verwaltungsangehörige der vorsätzlichen Verlet- 
zung ihrer Amtspflichten und teilweise der schweren Bestechlichkeit 
bezichtigt. Nach Feststellung der Staatsanwaltschaft entbehren die 
Beschuldigungen jeder Grundlage. Die Beschuldigten oder ihre Dienst- 
vorgesetzten haben Strafantrag gegen die beiden Geschäftsleute wegen 
Beleidigung gestellt. Die Staatsanwaltsdiaft hat gegen sie Anklage 
wegen übler Nachrede erhoben. Im Jahre 1954 haben die Geschäfts- 
leute die Erklärung abgegeben, daß ihre Behauptungen nicht den 
Tatsachen entsprechen. Sie haben ihre Behauptungen mit dem Aus- 
druck des Bedauerns zurückgenommen. Das Strafverfahren wegen 
übler Nachrede ist nodi nicht abgeschlossen. 

Sonstige Beschuldigungen, die Anlaß zur Aufklärung hätten geben 
können, sind mir nicht bekannt geworden. 


Neumayer 



